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(Nr. 14239.) Geſetz zur Einſchränkung der Rechte am Waſſer. Vom 19. März 1935. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


SE 
Sicherſtellung. 

() Rechte, einen Waſſerlauf in einer der im § 46 Abſ. 1 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 
(Geſetzſamml. S. 53) bezeichneten Arten zu benutzen, werden nicht mehr ſichergeſtellt (§ 86 des 
Waſſergeſetzes). Dasſelbe gilt für Rechte, über das Waſſer eines Sees und über das unterirdiſche 
Waſſer zu verfügen (§ 203 Abſ. 3 des Waſſergeſetzes). 

(2) Die vor dem 1. Mai 1929 geſtellten, durch die Vorſchriften des Abſ. 1 Satz 1 erledigten 
Anträge auf Sicherſtellung der im § 380 des Waſſergeſetzes bezeichneten Rechte, einen Waſſerlauf 
zu benutzen, gelten als Anträge auf Eintragung in das Waſſerbuch (§ 186 des Waſſergeſetzes), ſoweit 
ein Eintragungsantrag nicht vor dem 1. Mai 1929 geſtellt iſt. 


SER 
Verleihung. 
Das Verfahren zur Verleihung oder Verlängerung von Rechten, einen Waſſerlauf erſter 
Ordnung in einer der im § 46 Abſ. 1 des Waſſergeſetzes bezeichneten Arten zu benutzen, darf nur, 
wenn die Fachminiſter zuſtimmen, eingeleitet werden (§ 46, § 47 Abſ. 4 des Waſſergeſetzes). 


§ 3. 
Zwangrechte. 
Das Verfahren zur Feſtſtellung oder Verlängerung von Zwangrechten an Waſſerläufen erſter 
Ordnung darf in folgenden Fällen nur, wenn die Fachminiſter zuſtimmen, eingeleitet werden: 

a) für das Recht auf Duldung der Anderung des Waſſerlaufs zur Entwäſſerung von Grund⸗ 
ſtücken, zur Beſeitigung von Abwaſſer oder zur beſſeren Ausnutzung einer Triebwerk⸗ 
anlage (§ 331 des Waſſergeſetzes)! 

b) für das Recht auf Durchleitung von Waſſer durch ein Waſſerlaufgrundſtück zur Ent⸗ 
wäſſerung, Bewäſſerung, Waſſerbeſchaffung oder Abwaſſerbeſeitigung und für das Recht 
auf Unterhaltung der Leitung ($ 332 des Waſſergeſetzes); 

e) für das Recht auf Duldung von Treppen, Brücken, Boothäuſern, Waſcheinrichtungen, 
Haltepfählen und ähnlichen Anlagen, von Badeanſtalten und Anlegeſtellen am Waſſer 
(§ 333 des Waſſergeſetzes); N 
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d) für das Recht auf Mitbenutzung eines Waſſerlaufs als einer Anlage zur Entwäſſerung 
oder Bewäſſerung von Grundſtücken oder zur Beſeitigung von Abwaſſer (§ 339 des 
Waſſergeſetzes). 

(SA 
Polizeiliche Entſcheidung. 
Die Maßnahmen (Benutzungen) der §§ 2 und 3 an Waſſerläufen erſter Ordnung bedürfen 
der Genehmigung der Waſſerpolizeibehörde, ſoweit ſie nicht in einem geſetzlich geordneten Verfahren 
zugelaſſen werden. Die Vorſchriften der SS 22 und 23 des Waſſergeſetzes bleiben jedoch unberührt. 


SD. 
Übergang. 

(1) Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes anhängigen ae en zur Sicherſtellung 
von Rechten am Waſſer (§ 1) werden eingeſtellt, ſoweit fie nicht nach § 1 Abi. 2 fortgeführt 
werden. Die dann anhängigen Verfahren zur Verleihung, zur Feſtſellung und zur Verlängerung 
von Rechten am Waſſer nach den SS 2 und 3 werden eingeſtellt, ſoweit die Fachminiſter ihrer 
Fortführung nicht zuſtimmen. 

(2) Gebühren werden für ein eingeſtelltes Verfahren nicht erhoben. Die baren Auslagen des 
eingeſtellten Verfahrens trägt in den Fällen des § 1 der Antragſteller; jedoch kann aus Billigkeits⸗ 
gründen von der Einforderung abgeſehen werden. In den Fällen der SS 2 und 3 trägt der 
Eigentümer des Waſſerlaufs die baren Auslagen des eingeſtellten Verfahrens. 

(3) Jede an einem eingeſtellten Verfahren beteiligte Perſon trägt die ihr erwachſenen 
Koſten ſelbſt. 

§ 6. 


Inkrafttreten. 

Das Geſetz tritt mit dem auf ſeine Verkündung folgenden Tage in Kraft, für diejenigen 
Sachen, in denen entſchieden, die Entſcheidung aber noch nicht rechtskräftig geworden iſt, drei Wochen 
nach der Verkündung oder der Zuſtellung der Entſcheidung. 

§ 7. 
Keine Entſchädigung. 

Die Rechtsänderungen, die durch dieſes Geſetz und die Vorſchriften zu ſeiner Ausführung und 
Ergänzung bewirkt werden, begründen keinen Anſpruch auf Entſchädigung. 

§ 8. 
Ausführung. 

Der Miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft führt das Geſetz im Einvernehmen mit den 

anderen Fachminiſtern aus, nötigenfalls durch ergänzende Vorſchriften. 


Berlin, den 19. März 1935. 
Siegel ) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring. Darr é, 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. N 
Berlin, den 19. ne 1935. 


Der Preußiſche Winiferpeüjen, 
Gorin 9. 
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(Nr. 14240.) Geſetz über die Aufhebung von Schuldeputationen, Schulvorſtänden und Schul⸗ 
kommiſſionen und die Berufung von Schulbeiräten. Vom 26. März 1935. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


f Artikel 1. 

Die Beſtimmungen über die Verwaltung von Volksſchulangelegenheiten im Fünften 
Abſchnitt des Geſetzes, betreffend die Unterhaltung der öffentlichen Volksſchulen, vom 28. Juli 
1906 (Geſetzſamml. S. 335) in der Faſſung der Geſetze vom 7. Oktober 1920 (Geſetzſamml. S. 535) 
und vom 18. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 492) werden wie folgt geändert: 


) Die 88 43 bis 57 erhalten nachſtehende Faſſung: 


1. Städte. 
§ 43. 

(1) Die den Städten zuſtehenden Angelegenheiten der Volksſchule verwaltet der 
Leiter der Gemeinde. 

(2) Dem Leiter können einzelne Aufgaben der Schulaufſicht zur Ausführung 
übertragen werden; inſoweit iſt er verpflichtet, den Anordnungen der Schulaufſichts⸗ 
behörde Folge zu leiſten. 

§ 44. 

(1) Zur ſtändigen Beratung des Leiters der Gemeinde in den im § 43 Abſ. 1 und 2 
bezeichneten Angelegenheiten der Volksſchule werden Schulbeiräte berufen. Dieſe treten 
unter dem Vorſitze des Leiters der Gemeinde oder eines Beigeordneten zuſammen. 

: (2) Als Schulbeiräte werden berufen: 
1. ein bis drei von dem Leiter der Gemeinde mit Zuſtimmung der Schulaufſichts⸗ 
behörde beſtimmte in der Gemeinde angeſtellte Lehrer. Unter mehreren darf ſich 
eine Lehrerin befinden; | 
die doppelte Zahl fonftiger vom Letter der Gemeinde im Benehmen mit dem Be⸗ 


auftragten der N. S. D. A. P. beſtimmte Bürger. Hierunter ſollen ſich Gemeinde⸗ 
räte befinden; 


bo 


3. ein weiterer von der Schulaufſichtsbehörde im Benehmen mit dem zuſtändigen 
Gebietsführer der Hitler-Jugend beſtimmter Bürger. 


Ferner ſoll berufen werden: 


4. ein Ortspfarrer der evangeliſchen oder der katholiſchen Kirche oder beider Kirchen. 
Die Beſtellung erfolgt durch die Schulaufſichtsbehörde nach Anhörung der kirch⸗ 
lichen Oberbehörde. 

(8) Die Zahl der in Nr. 1 und 2 des vorſtehenden Abſatzes genannten Beiräte ſetzt 
der Leiter der Gemeinde mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde feſt. 


(4) Die Schulaufſichtsbehörde kann an den Beratungen der Schulbeiräte teil⸗ 
nehmen. Sie iſt in jedem Falle mit angemeſſener Friſt unter Mitteilung der Tages⸗ 
ordnung zu laden. Ihre Vertreter können in den Beratungen jederzeit das Wort nehmen; 
ſie unterſtehen der Ordnungsgewalt des Vorſitzenden nicht. 


(5) Der Leiter der Gemeinde kann, auch wenn er den Vorſitz einem Beigeordneten 
übertragen hat, jederzeit an den Beratungen teilnehmen. Er führt alsdann den Vorſitz. 


(6) Der Vorſitzende iſt befugt, zur einzelnen Beratung Beamte und Angeſtellte der 
Gemeinde hinzuzuziehen. 


8 45. Lager 
Die vorſtehenden Vorſchriften gelten nicht für die Hauptſtadt Berlin. 


46 


den Stellvertreter des Ortsſchulvorſtehers. 
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2. Sonſtige Gemeinden. 
§ 46. 


() In den übrigen Gemeinden, welche einen eigenen Schulverband bilden, ver- 
waltet die der Gemeinde zuſtehenden Angelegenheiten der Volksſchule, ausſchließlich der 
im Abſ. 3 bezeichneten, der Ortsſchulvorſteher. Dieſer wird von der Schulaufſichts⸗ 
behörde ernannt. 


(2) Der Ortsſchulvorſteher hat auch für die äußere Ordnung des Schulweſens zu 
ſorgen und die Verbindung zwiſchen Schule und Elternhaus nach Maßnahme näherer 
Anweiſung durch die Schulaufſichtsbehörde zu pflegen. 

(3) Die vermögensrechtliche Vertretung nach außen erfolgt durch den Leiter der 


Gemeinde. Ausgaben in Ausführung des Haushalts bedürfen ſeiner Zuſtimmung. Der 
Schulhaushalt wird im Rahmen des Haushaltsplans der Gemeinde feſtgeſtellt. 


§ 47. 


(1) Zur ſtändigen Beratung des Ortsſchulvorſtehers werden unter ſeinem Vorſitze 
Schulbeiräte berufen. Als Schulbeiräte werden berufen: 
1. der Leiter der Gemeinde, in der Provinz Weſtfalen und in der Rheinprovinz 
außerdem der Amtsbürgermeiſter, ſoweit nicht einer von ihnen zum Ortsſchul⸗ 
vorſteher ernannt wird; 


2. ein bis drei von dem Ortsſchulvorſteher im Einvernehmen mit der Schulaufſichts⸗ 
behörde beſtimmte in der Gemeinde angeſtellte Lehrer. Unter mehreren darf ſich 
eine Lehrerin befinden; 

3. die doppelte Zahl ſonſtiger vom Ortsſchulvorſteher im Benehmen mit dem Be⸗ 
auftragten der N. S. D. A. P. beſtimmter Bürger; 

4. wo es möglich iſt, ein weiterer von der Schulaufſichtsbehörde im Benehmen mit 
dem zuständigen Gebietsführer der Hitler⸗Jugend beſtimmter Bürger. 

Ferner ſoll berufen werden: AR 

5. ein Ortspfarrer der evangeliſchen oder der katholiſchen Kirche oder beider Kirchen. 
Die Beſtellung erfolgt durch die Schulaufſichtsbehörde nach Anhörung der kirchlichen 
Oberbehörde. 

(2) Die Schulaufſichtsbehörde ſetzt die Zahl der in Nr. 2 und 3 des vorſtehenden 
Abſatzes genannten Schulbeiräte feſt. Sie ernennt aus der Zahl der Schulbeiräte auch 


(3) Im übrigen findet die Vorſchrift des § 44 Abſ. 4 ſinngemäße Anwendung. 


Be § 48. 
Auf Antrag des Leiters der Gemeinde kann die Schulaufſichtsbehörde anordnen, 


daß in Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern ſtatt der Vorſchriften der SS 46 
und 47 die für Städte geltenden Beſtimmungen der SS 43 und 44 Anwendung finden. 


3. Geſamtſchulverbände. 
oe 1 | 
(1) Die Verwaltung der im § 43 und § 46 Abf. 2 bezeichneten Angelegenheiten 
erfolgt in Geſamtſchulverbänden durch den Verbandsvorſteher. 
G). Der Verbandsvorſteher vertritt den Schulverband nach außen. 
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S5. ni 4 1121 
(1) Zur ſtändigen Beratung des Verbandsvorſtehers, beſonders bei dem Entwurfe 
der Haushaltsſatzung, werden unter ſeinem Vorſitze Schulbeiräte berufen. Als Schul⸗ 
beiräte werden berufen: 
1. die Leiter der zum Schulverband gehörigen Gemeinden. An Stelle eines Leiters 
kann auf ſeinen Vorſchlag ein Beigeordneter berufen werden; 
2. ein bis drei vom Verbandsvorſteher mit Zuſtimmung der Schulaufſichtsbehörde 
beſtimmte im Bereich des Schulverbandes angeſtellte Lehrer. Unter mehreren darf 
ſich eine Lehrerin befinden; 5 125 05 
3. die gleiche Zahl ſonſtiger vom Verbandsvorſteher im Benehmen mit dem oberſten 
örtlichen politiſchen Leiter der N. S. D. A. P. in ſinngemäßer Anwendung des § 44 Abſ. 2 
Ziffer 2 aus den zum Schulverband gehörigen Gemeinden zu beſtimmender Perſonen. 
Bei der Auswahl iſt auf die Größe der beteiligten Gemeinden angemeſſene Rückſicht 
8 zu nehmen; 8 
4. ein weiterer von der Schulaufſichtsbehörde im Benehmen mit dem zuſtändigen 
Gebietsführer der Hitler-Jugend beſtimmter Bürger einer der zum Schulverband 
gehörigen Gemeinden. 


Ferner ſollen berufen werden: 5 6 

5. ein Pfarrer der evangeliſchen oder der katholiſchen Kirche oder beider Kirchen im 
Verbandsgebiet. Die Beſtellung erfolgt durch die Schulaufſichtsbehörde nach An⸗ 
hörung der kirchlichen Oberbehörde. 

6. Hierzu treten in der Provinz Weſtfalen und in der Rheinprovinz die Bürgermeiſter 
der am Gebiet des Geſamtſchulverbandes beteiligten Amter. 
(2) Die Schulaufſichtsbehörde ſetzt die Zahl der in Nr. 2 und 3 des vorſtehenden 

Abſatzes genannten Schulbeiräte feſt. 


(3) Im übrigen findet die Vorſchrift des § 44 Abſ. 4 ſinngemäße Anwendung. 


§ 51. 

(1) Der Verbandsvorſteher wird vom Landrat, ſofern ein Stadtkreis beteiligt iſt, 
vom Regierungspräſidenten ernannt. Wird ein Schulbeirat ernannt, ſo verliert er 
damit dieſes Amt. 

(2) Die zur Ernennung des Verbandsvorſtehers berufene Behörde ernennt aus der 
Zahl der Schulbeiräte den Stellvertreter des Verbandsvorſtehers. 

(3) In der Provinz Weſtfalen und in der Rheinprovinz iſt der Amtsbürgermeiſter 
der Verbandsvorſteher für die in ſeinem Amte beſtehenden Geſamtſchulverbände. Erſtreckt 
ſich ein Schulverband über mehrere Amter, ſo beſtimmt der Landrat, ſofern ein Stadtkreis 
beteiligt iſt, der Regierungspräſident den zuſtändigen Bürgermeiſter. ö 


5 § 52. TER gui 
() Der Verbandsvorſteher verteilt die Leiſtungen für den Verband und die Schule 
im Rahmen der geltenden Beſtimmungen auf die Gemeinden und dritte nach dem 
öffentlichen Rechte Verpflichtete und trifft wegen ihrer Einziehung und Abführung die 
erforderlichen Anordnungen. Meer a Pearle ction tr 5 
e) Gegen die Veranlagung ſteht den. Beteiligten binnen vier Wochen der 
Einſpruch zu. e eee 
(3) Auf Einſprüche, betreffend dek ats uc tplotrs 
1. die Verpflichtung zur Zahlung von Fremdenſchulgeld (§ 6) 2910 
2. die Heranziehung der einzelnen Gemeinden und der nach öffentlichem Rechte ver⸗ 
ßpflichteten Dritten zu den Leiſtungen für den Verband und die Schule, 


beſchließt der Verbandsvorſteher. rant veer ee 
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(4) Gegen den Beſchluß findet binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren ſtatt. 
f (5) Zuſtändig iſt in erſter Inſtanz das Kreisverwaltungsgericht, ſofern ein Stadt⸗ 
kreis beteiligt iſt, das Bezirksverwaltungsgericht. 
(6) Einſprüche haben keine aufſchiebende Wirkung. 

b (7) Der Entſcheidung im Verwoltungsſtreitverfahren unterliegen desgleichen 
Streitigkeiten zwiſchen Beteiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begründeten Ver⸗ 
pflichtungen zu Leiſtungen für den Verband und für die Schule. 

(8) Die §§ 106, 110 bis 113 und § 116 der Deutſchen Gemeindeordnung vom 
30. Januar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 49) finden auf Geſamtſchulverbände Anwendung; 
zuſtändig iſt die im § 51 Abſ. 1 genannte Behörde. 


§ 53. 

‚Ämter, Kirchſpielslandgemeinden und Zweckverbände nach Maßgabe des Zived- 
verbandsgeſetzes vom 19. Juli 1911 (Geſetzſamml. S. 115) können von dem Regierungs⸗ 
präſidenten zu Geſamtſchulverbänden erklärt werden. Auf dieſe finden in bezug auf die 
Verwaltung der Volksſchulangelegenheiten und die Aufbringung der hierzu erforderlichen 
Mittel die für die Geſamtſchulverbände gegebenen Vorſchriften Anwendung, ſoweit nicht 
ihre Verfaſſung anderweit geordnet iſt. 


4. Gutsbezirke. 
§ 54. 


Auf Gutsbezirke finden die SS 46 und 47 nach Maßgabe näherer Beſtimmung 
der Schulaufſichtsbehörde entſprechende Anwendung. 


5. Gemeinſame Beſtimmungen. 
§ 55. 


(1) Die Ernennung der Schulvorſteher und Verbandsvorſteher ſowie die Berufung 
der Schulbeiräte erfolgt auf ſechs Jahre. Soweit die Zugehörigkeit mit der Ausübung 


eines Amtes verbunden iſt, beſteht ſie für die Dauer des Amtes. 


(2) Die Amter des Schulvorſtehers, des Verbandsvorſtehers und eines Schulbeirats 
ſind Ehrenämter. Hinſichtlich der Verpflichtung zu ihrer Führung und der mit der 


Führung verbundenen Pflichten finden die Vorſchriften der §§ 23 bis 27 der Deutſchen 


Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 49) entſprechende An⸗ 
wendung. Die Schulaufſichtsbehörde kann im Einvernehmen mit den bei der Berufung 
beteiligten Stellen Schulbeiräten, die ihre Pflichten verletzen oder hinſichtlich ihrer 
nationalen Zuverläſſigkeit zu Bedenken Anlaß geben, das Amt entziehen. Kommt kein 
Einvernehmen zuſtande, ſo entſcheidet der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und 
Volksbildung. 

(3) Der Schulvorſteher und der Verbandsporſteher ſowie der Stellvertreter des 
Verbandsvorſtehers werden vor ihrem Amtsantritte vom Landrat, die Schulbeiräte 
werden vom Leiter der Gemeinde oder bei Führung der Verwaltung durch einen zn 
(Verbands⸗)vorſteher durch dieſen vereidigt. 

(4) Der ernannte Verbandsvorſteher hat den Erſatz ſeiner baren Auslagen und 
die Gewährung einer mit ſeiner amtlichen Mühewaltung in angemeſſenem Verhältniſſe 
ſtehenden Entſchädigung zu beanſpruchen. Ihre Aufbringung liegt dem Verband ob. Die 
Feſtſetzung erfolgt durch den Landrat, ſofern ein Stadtkreis el A durch den 


n auf ag der Beteiligten. SR oid t 


Die Vorſchriften der SS 109, 11¹ Ad 115 der OER Eng pont 
30. Januar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 49) find auf Ortsſchulvorſteher (§S 46 Ab. 1) 
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und Verbandsvorſteher (§ 49) entſprechend anzuwenden. Dabei entſcheidet unbeſchadet 
der allgemeinen Schulaufſichtsbefugniſſe der Schulaufſichtsbehörden in Angelegenheiten 
der Körperſchaftsaufſicht die Kommunalauffichtsbehörde im Einvernehmen mit der 
Schulaufſichtsbehörde. 
§ 57 fällt fort. 
b) Die Worte „4. Gemeinſame Beſtimmungen (Lehrerberufung)“ vor § 58 fallen fort. 


Or 2 


Soweit auf dem Gebiete des Volksſchulweſens in geſetzlichen Beſtimmungen, Verordnungen, 
Anordnungen oder dergleichen Schuldeputationen, Schulvorſtände oder Schulkommiſſionen genannt 
werden, treten an deren Stelle die Schulbeiräte. Wo jedoch der Schuldeputation, dem Schulvorſtand 
oder der Schulkommiſſion ein Beſchlußrecht eingeräumt ijt, tritt an deſſen Stelle unter ſinngemäßer 
Anwendung der im Artikel 1 enthaltenen Vorſchriften die Entſcheidung des Leiters der Gemeinde 
oder des Schul⸗(Verbands⸗)vorſtehers und bewendet es bei der vorherigen Anhörung der Schul- 
beiräte. g l 

Artikel 3. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1935 in Kraft. 


Artikel 4. 
Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung erläßt die zu dieſem Geſetz 
erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. 
Berlin, den 26. März 1935. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Ruſt. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


| Berlin, den 26. März 1935. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14241.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes, betreffend die Erweiterung der Berufs⸗(Fortbildungs⸗ 
Schulpflicht, vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 367). Vom 26. März 1935. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 

| Weeds Balies sah iet sid | 

An Stelle des in § 3 Abſ. 2, SS 4 und 5 zur Entſcheidung berufenen Schulvorſtandes 

entſcheidet der Leiter des Schulträgers oder ein von ihm beſtimmter Vertreter. Dieſer hat vor 
feiner Entſcheidung die im Artikel 2 erwähnten Schulbeiräte zu hören. 


Artikel 2. 
§ 6 erhält folgende Faſſung: | 
§ 6. 
(1) Zur ſtändigen Beratung des Leiters des Schulträgers werden von dieſem Schul- 
beiräte berufen. Sie treten unter dem Vorſitze des Leiters des Schulträgers oder des 
von ihm beſtimmten Vertreters zuſammen. 
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(2) Als Schulbeiräte werden Vertreter des Schulträgers, Betriebsführer und 
Angehörige der Gefolgſchaft, der Berufsſchulleiter und mindeſtens ein Berufsſchullehrer 
berufen. 
(3) Die Schulaufſichtsbehörde kann an den Beratungen der Schulbeiräte teil⸗ 

nehmen. Sie ijt in jedem Falle mit angemeſſener Friſt unter Mitteilung der Tages- 
ordnung zu laden. Ihre Vertreter können in den Beratungen jederzeit das Wort nehmen; 
ſie unterſtehen der Ordnungsgewalt des Vorſitzenden nicht. 

(4) Der Leiter des Schulträgers kann, auch wenn er den Vorſitz einem Vertreter 
übertragen hat, jederzeit an den Beratungen teilnehmen. Er führt alsdann den Vorſitz. 

(5) Der Vorſitzende iſt befugt, zur einzelnen Beratung Beamte und Angeſtellte des 
Schulträgers hinzuzuziehen. 

(6) Die Amter der Schulbeiräte find Ehrenämter. Hinſichtlich der Verpflichtung 
zu ihrer Führung, der mit der Führung verbundenen Pflichten, der Entziehung des 
Amtes und der Amtsenthaltung finden die Vorſchriften der SS 22 bis 27 der Deutſchen 
Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 49) ſinngemäße An— 
wendung. 

Artikel 3. 

Soweit auf dem Gebiete des Berufsſchulweſens in geſetzlichen Beſtimmungen, Verordnungen, 
Anordnungen oder dergleichen Schulvorſtände genannt werden, treten an deren Stelle die Schul⸗ 
beiräte. Wo jedoch dem Schulvorſtand ein Beſchlußrecht eingeräumt iſt, tritt an deſſen Stelle 
unter ſinngemäßer Anwendung der im Artikel 1 enthaltenen Vorſchriften die Entſcheidung des 
Leiters des Schulträgers oder des von ihm bezeichneten Vertreters nach vorheriger Anhörung der 
Schulbeiräte. 


Artikel 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1935 in Kraft. 


Artikel 5. 


Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung erläßt die zu dieſem Geſetz 
erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. 


Berlin, den 26. März 1935. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Ruſt. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 26. März 1935. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 14242.) Beſchluß über die Aufhebung des Preußiſchen Landesgewerbeamts in Berlin. Vom 


28. März 1935. 


Das Preußiſche Landesgewerbeamt in Berlin wird mit Wirkung vom 1. Februar 1935 


aufgelöst. 


Berlin, den 28. März 1935. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Ruſt. Schacht. 


(Nr. 14243.) Verordnung zur Durchführung der Gewerbeſteuerverordnung. Vom 16. März 1935. 


Auf Grund des § 5 Abſ. 1 Satz 2 der Gewerbeſteuerverordnung in der Faſſung des $ 10 des 
Geſetzes über die Verlängerung der Geltungsdauer und die Anderung von Steuergeſetzen vom 
22. Dezember 1934 (Geſetzſamml. S. 465) wird folgendes verordnet: 


§ 1. 


Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags finden Anwendung: 


iR 


2. 


die SS 4 bis 10 der Erſten Verordnung zur Durchführung des Einkommenſteuergeſetzes 
(Erſte ESt DO.) vom 6. Februar 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 153); 

die 88 24, 25, § 26 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2, § 27, § 28 Abſ. 1 bis 3 der Erſten Ver⸗ 
ordnung zur Durchführung des Körperſchaftſteuergeſetzes (Erſte KStDVO.) vom 6. Fe⸗ 
bruar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 163). Eine auf Grund des § 26 Abſ. 2 und des § 27 
Abſ. 3 der Erſten KSt DO. von dem Reichsminiſter der Finanzen im Benehmen mit 
dem Reichswirtſchaftsminiſter getroffene Beſtimmung gilt auch für die Ermittlung des 
Gewerbeertrags; 


Artikel 15 Abſ. 1 Ziffer 2 der Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des 


Anleiheſtockgeſetzes vom 27. Februar 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 316); die dort vorgeſehene 
Anrechnung des Steuerabzugs vom Kapitalertrag auf die Steuerſchuld findet bei der 
Gewerbeſteuer nicht ſtatt. 


§ 2. 


Dieſe Verordnung gilt erſtmalig für die Veranlagungen zur Gewerbeertragſteuer, denen 
der Gewerbeertrag des Kalenderjahrs 1934 oder eines im Kalenderjahr 1934 endenden Wirtſchafts⸗ 
jahrs zugrunde zu legen iſt. 


Berlin, den 16. März 1935. 


Zugleich im Namen des Reichswirtſchaftsminiſters und Preußiſchen Miniſters für 
Wirtſchaft und Arbeit und des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern: 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Februar 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Braunſchweigiſchen Kohlenbergwerke 
Helmſtedt zum Bau einer 220 000 Bolt-Doppelleitung zwiſchen dem Braunkohlenkraftwerke 
bei Harbke und der Freiluftſtation Ahlten bei Lehrte 


durch die Amtsblätter der Regierung in Magdeburg Nr. 7 S. 23, ausgegeben am 16. Februar 
1935, der Regierung in Hildesheim Nr. 6 S. 14, ausgegeben am 9. Februar 1935, und der Re- 
gierung in Lüneburg Nr. 7 S. 30, ausgegeben am 16. Februar 1935; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Februar 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Preußiſche Elektrizitäts⸗A.⸗G. in Berlin 
zum Bau einer 60000 Volt⸗Doppelleitung zur Übertragung elektriſchen Stromes zwiſchen 
den Umſpannwerken Lehrte und Rethen a. d. Leine f 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 7 S. 25, ausgegeben am 16. Februar 1935; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Februar 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Mühlhauſen / Thür zum 
Bau von Gebäuden für öffentliche Zwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Nr. 7 S. 17, ausgegeben am 16. Februar 1935; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Februar 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich für Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 8 S. 30, ausgegeben am 23. Februar 1935; 


| 5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Februar 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Bezirksverband des Regierungsbezirkes 
Wiesbaden zur Weiterführung der rechtsrheiniſchen Uferſtraße in der Gemarkung Nieder- 
lahnſtein . f 
durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 9 S. 29, ausgegeben am 2. März 1935; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Februar 1935 N 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Göttingen zum Erwerb 
von Parzellen der Gemarkung Herberhauſen für Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 9 S. 23, ausgegeben am 2. März 1935; 


— 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Februar 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich für Reichszwecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 9 S. 63, ausgegeben am 2. März 1935. 
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